
R e c h t s p r e c h u n g
Zivilrecht

§§ 1426, 1431, 1435 BGB. Art. 144 der Verfassung.
Ist die Eintragung der durch Ehevertrag vereinbar­

ten Gütertrennung in das Güterrechtsregister noch 
zulässig?

AG Eisfeld, Beschl. v. 17. Febr. 1950 — 2 A. A. 5/50.
Der Antrag der Eheleute W. auf Eintragung der 

durch notariellen Vertrag vereinbarten Gütertrennung 
in das Güterrechtsregister wurde zurückgewiesen aus 
folgenden

G r ü n d e n :
Nach Artikel 7 der Verfassung der Deutschen Demo­

kratischen Republik vom 7. Oktober 1949 sind Mann 
und Frau gleichberechtigt. Die der Gleichberechtigung 
der Frau entgegenstehenden Bestimmungen sind auf­
gehoben. Weiter ist in Artikel 144 der Verfassung ein­
deutig gesagt, daß alle Bestimmungen dieser Verfas­
sung unmittelbar geltendes Recht sind. Mit der Gleich­
berechtigung der Frau sind insbesondere nicht zu ver­
einbaren die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetz­
buches über das eheliche Güterrecht. Das in § 1363 
BGB vorgesehene Recht des Ehemannes auf Verwal­
tung und Nutznießung am eingebrachten Gut der Ehe­
frau ist daher mit dem Inkrafttreten der Verfassung 
fortgefallen. Demzufolge leben von diesem Zeitpunkt 
an sämtliche Ehegatten, soweit sie keinen besonderen 
Ehevertrag vor Inkrafttreten der Verfassung abge­
schlossen haben, in Gütertrennung. Da diese Rechts­
folgen auf Grund der Verfassungsbestimmungen ein­
getreten sind, würde die beabsichtigte Eintragung recht­
lich bedeutungslos sein. Derartige Eintragungen sind 
jedoch abzulehnen.
A n m e r k u n g :

Dem Beschluß ist im Ergebnis beizutreten, jedoch 
bedarf die Begründung einer Klarstellung. Man könnte 
aus ihr die Auffassung entnehmen, daß auch die V e r ­
e i n b a r u n g  der Gütertrennung, also nicht nur ihre 
E i n t r a g u n g  im Güterrechtsregister bedeutungs­
los sei.

Eine solche Auffassung wäre bei dem gegenwärtigen 
Rechtszustand voreilig. Wenn man auch der Entschei­
dung insoweit zuzustimmen hat, daß im Hinblick auf 
das Fehlen der in Art. 144 der Verfassung vorgesehenen 
Bestimmungen die aus Art. 7 für das eheliche Güter­
recht zu ziehende Folgerung nur dahingehen kann, daß 
sämtliche Ehegatten z. Z. als in Gütertrennung lebend 
zu betrachten sind, so ist damit nicht gesagt, daß dieser 
Rechtszustand das gegenwärtige Zwischenstadium 
überdauern wird. Vielmehr besteht durchaus die Mög­
lichkeit, daß der für die Zukunft vorgesehene gesetz­
liche Güterstand der Zugewinnausgleichung mit Wir­
kung vom 7. Oktober 1949, dem Tage der Annahme der 
Verfassung, in Kraft gesetzt werden wird. Für diesen 
Fall hat es also durchaus einen Sinn, wenn Ehegatten 
schon jetzt als den für sie maßgebenden Güterstand 
die Gütertrennung vereinbaren; eine derartige Verein­
barung würde alsdann die Wirkung haben, daß die 
Ausgleichungspflicht zwischen den Ehegatten als aus­
geschlossen gilt, denn diese Pflicht ist das einzige Tat­
bestandsmerkmal, das den vorgesehenen Güterstand von 
der Gütertrennung im heutigen Sinne unterscheidet.

Richtig ist dagegen, daß die Eintragung der ver­
einbarten Gütertrennung im Güterrechtsregister heute 
sinnlos wäre. Die Bedeutung der Eintragung liegt ja 
doch ausschließlich darin, daß gutgläubige Dritte vor 
den sich aus der Gütertrennung für sie ergebenden 
„Gefahren“ geschützt werden sollen, vor der Gefahr 
nämlich, sich im Vertrauen auf den Normalfäll, daß dem 
Manne am Vermögen der Frau die Verwaltung und 
Nutznießung zusteht, auf solche Rechtsgeschäfte mit 
dem Manne einzulassen, zu deren Vornähme er beim 
Güterstand der Verwaltung und Nutznießung, nicht 
aber beim Güterstand der Gütertrennung berechtigt ist. 
Diese Gefahr ist heute weggefallen: der bisherige Aus­
nahmefall der Gütertrennung ist heute zum Regelfall 
geworden; jedermann hat zu wissen, daß der Ehemann 
Verwaltungs- oder Nutznießungsrechte am Frauenver­
mögen nicht mehr hat. Da es Dritte auch nicht inter­
essieren kann, ob zwischen den Ehegatten eine Aus­
gleichungspflicht besteht oder nicht, ist die Eintragung

der Gütertrennung nicht nur schon jetzt bedeutungslos 
und daher unzulässig, sondern wird voraussichtlich 
auch in Zukunft nicht mehr möglich sein.

Dr. Hans Nathan
KBG Nr. 45 — § 7 Grundstücksverkehrsbekannt- 

machung vom 26. Januar 1937.
Die uneingeschränkte Erteilung der Genehmigung 

eines Pachtvertrages durch die zuständige Behörde 
unterliegt grundsätzlich nicht der Anfechtung durch 
die Vertragsparteien.

OLG Gera, Beschl. vom 21. November 1949 — 1 W (L)

Die Parteien haben am 3. Juni 1946 einen Pachtver­
trag über den Erbhof der AntragstelLerin abgeschlos­
sen. Der Pachtvertrag ist am 15. Januar 1947 durch 
den Landrat in G. und am 24. November 1948 erneut 
durch den Kreisrat des Kreises G. genehmigt worden. 
Gegen diese Genehmigung hat die Antragstellerin Ein­
spruch beim Amtsgericht in G. erhoben mit dem An­
trag, die Versagung der Genehmigung auszusprechen. 
Sie hat ausgeführt, der Vertrag sei nichtig, weil er 
unter Zwang abgeschlossen, die ehemänniliche Geneh­
migung im Zustande der Geschäftsunfähigkeit erteilt 
und der Vertrag wegen Drohung und Erschleichung 
der ehemännlichen Genehmigung angefochten worden 
sei. Durch Beschluß des Amtsgerichts in G. vom
14. Mai 1949 ist der Einspruch zurückgewiesen worden. 
Gegen diesen Beschluß hat die Antragstellerin recht­
zeitig sofoitige Beschwerde eingelegt und beantragt, 
den angefochtenen Beschluß aufzuheben und die Ge­
nehmigung zu dem Vertrage vom 3. Juni 1946 zu ver­
sagen, während der Antragsgegner die kostenpflichtige 
Zurückweisung der sofortigen Beschwerde beantragt 
hat. Die sofortige Beschwerde konnte keinen Erfolg 
haben.

Mit Recht hat der angefochtene Beschluß angenom­
men, daß die E r t e i l u n g  der Genehmigung durch 
die zuständige Behörde grundsätzlich überhaupt nicht 
angefochten werden kann, weil sie sich als ein Staats­
hoheitsakt darstellt, der einer Anfechtung durch die 
Vertragsparteien nicht unterliegt. Die Unanfechtbar­
keit der Entscheidung der Genehmigungsbehörde er­
gibt sich überdies, soweit die erste Genehmigung vom
15. Januar 1947 in Frage kommt, auch aus § 7 der 
Grundstücksverkehrsbekanntmachung vom 26. Januar 
1937. Dieser besagt unzweideutig, daß nur die Ver­
sagung der Genehmigung oder die Erteilung unter 
einer Auflage angefochten werden kann, und bringt 
dadurch zum Ausdruck, daß die uneingeschränkte Er­
teilung der Genehmigung nicht anfechtbar ist. Wenn 
man annimmt, daß die Genehmigung vom 15. Januar
1947 wirkungslos war, weil nach § 30 EHRV das An­
erbengericht für die Erteilung der Genehmigung zu­
ständig und das KRG Nr. 45 damals noch nicht er­
gangen war, so würde die erteilte Genehmigung 

durch § 43 der Thüringischen Verordnung vom 5. August
1948 zur vorl. Ausführung des Kontrollratsgesetzes 
(GesS. S. 91) sanktioniert worden sein. § 43 dieser Ver­
ordnung bestimmt nämlich, daß, soweit vor der Ver­
kündung der Verordnung Entscheidungen oder An­

ordnungen durch andere als die hiernach zuständigen 
Behörden und Gerichte getroffen worden sind, es 
dabei sein Bewenden behalten soll, es sei denn, daß 
die Anordnungen oder Entscheidungen den Grund­
sätzen des KRG Nr. 45 oder dieser Verordnung zuwider­
laufen. Dies ist aber nicht der Fall; insbesondere läuft 
die erteilte Genehmigung auch nicht dem § 9 Ziffer 2 c 
der VO zuwider, wonach die Genehmigung zu versagen 
ist, wenn durch schuldhafte, unrichtige Angaben die 
Genehmigung erreicht werden sollte und erreicht wor­
den ist, der Erwerber zur Erlangung der Genehmigung 
schuldhaft unrichtige Angaben gemacht oder durch 
Scheinvertrag oder in anderer Form die Erteilung der 
Genehmigung umgangen oder zu umgehen versucht 
hat. Davon kann aber hier keine Rede sein, selbst wenn 
die Angaben der Beschwerdeführerin im vorliegenden 
Verfahren und im gleichzeitig laufenden Zivilprozeß 
zuträfen.
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